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Merkel zur vermeintlichen deutschen Souveranitat

Description

“SOUVERAN IST, WER UBER DEN AUSNAHMEZUSTAND ENTSCHEIDET*
~Carl Schmitt

Die Landesregierung Baden-Wiurttembergs erklarte in einem Schreiben, dass nur der
Staatsangehoérigkeitsausweis die deutsche Staatsangehdorigkeit verbindlich nachweist.

,Der Staatsangehorigkeitsausweis ist das einzige Dokument, mit dem das Bestehen der deutschen
Staatsangehorigkeit in allen Angelegenheiten, fir die es rechtserheblich ist, verbindlich festgestellt wird
(8 30 StAG). Der deutsche Reisepass und Personalausweis sind kein Nachweis fur die deutsche
Staatsangehorigkeit, sie begriinden nur eine Vermutung, dass der Inhaber die deutsche
Staatsangehorigkeit besitzt.”

Original Dokument — PDF: 16 1883 D

Offizielles dokument des “Wissenschaftlichen” Dienstes zum Thema: Uberleitungsvertrag und
,Feindstaatenklauseln” im Lichte

der volkerrechtlichen Souveranitat der Bundesrepublik

Deutschland

Download: wd-2-108-06-pdf-data

Zitat aus dem Dokument (p.8):

SchlieB3lich bleiben ,Maflinahmen, welche von den Regierungen oder mit ihrer
Erméachtigung in der Zeit zwischen dem 1. September 1939 und dem 5. Juni 1945 wegen
des in Europa bestehenden Kriegszustandes getroffen wurden®, einschlie3lich eines
diesbeziiglichen Klagestopps, wirksam. Die Tatsache, dass verschiedene Bestimmungen
und MalRnahmen der Besatzungsmachte bestandskréaftig sind, flihrt nicht zu dem Ergebnis,
dass die Bundesrepublik Deutschland heute vélkerrechtlich nicht vollstandig souveran ist.1
Der Fortbestand des Besatzungsrechts basiert darauf, dass die Bundesrepublik
Deutschland freiwillig eine entsprechende vélkerrechtliche Bindung eingegangen ist.

Die Tatsache, dass sich ein Staat gegenuber anderen Staaten Bindungen auferlegt, ist
jedoch kein Beweis flr eine nur unvollstandige Souveranitat des Staates, sondern im
Gegenteil gerade Ausflul3 seiner Souveranitat. Daher sind die fortgeltenden Bestimmungen
des ,Uberleitungsvertrages*

nicht als Beschrankung der Souveranitat der Bundesrepublik Deutschland anzusehen.

1. Anmerkung: Verwirrende doppelte Verneinung (Litotes) — bedeutet also im Klartext:

Die Tatsache, dass verschiedene Bestimmungen und MalRnahmen der Besatzungsmachte
bestandskréaftig sind, fuhrt nicht zu dem Ergebniss das Deutschland volkerrechtlich nieht vollstandig
souveran ist


http://corona-propaganda.de/wp-content/uploads/16_1883_D.pdf
http://irrational-decisions.com/wp-content/uploads/wd-2-108-06-pdf-data.pdf
https://de.wikipedia.org/wiki/Litotes
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; Vgl. Zitat Wolfgang Schauble.

XI. Ubergangs- und SchluRbestimmungen (Art. 116 — 146
)

Art. 120

(1) 1Der Bund tragt die Aufwendungen fur Besatzungskosten und die sonstigen inneren
und aul3eren Kriegsfolgelasten nach naherer Bestimmung von Bundesgesetzen. 2Soweit
diese Kriegsfolgelasten bis zum 1. Oktober 1969 durch Bundesgesetze geregelt worden
sind, tragen Bund und La&nder im Verhaltnis zueinander die Aufwendungen nach Mal3gabe
dieser Bundesgesetze. 3Soweit Aufwendungen flur Kriegsfolgelasten, die in
Bundesgesetzen weder geregelt worden sind noch geregelt werden, bis zum 1. Oktober
1965 von den Landern, Gemeinden (Gemeindeverb&nden) oder sonstigen
Aufgabentragern, die Aufgaben von Landern oder Gemeinden erfiillen, erbracht worden
sind, ist der Bund zur Ubernahme von Aufwendungen dieser Art auch nach diesem
Zeitpunkt nicht verpflichtet. 4Der Bund tragt die Zuschusse zu den Lasten der
Sozialversicherung mit Einschluf3 der Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosenhilfe.
5Die durch diesen Absatz geregelte Verteilung der Kriegsfolgelasten auf Bund und Lander
l&Rt die gesetzliche Regelung von Entschadigungsansprtichen fur Kriegsfolgen unberthrt.

(2) Die Einnahmen gehen auf den Bund zu demselben Zeitpunkte tUber, an dem der Bund
die Ausgaben tUbernimmit.

dejure.org/gesetze/GG/120.html

See also: en.wikipedia.org/wiki/Westphalian sovereignty

Apoliditat & Apatriditat

Ein Staatenloser ist gemald dem Staatenlosenubereinkommen der Vereinten Nationen vom
28. September 1954 ,eine Person, die kein Staat auf Grund seiner Gesetzgebung als
seinen Angehdrigen betrachtet.” Einfacher ausgedrickt ist ein Staatenloser eine Person
ohne Staatsbirgerschaft, die von keinem Staat geschitzt wird. Im volkerrechtlichen Sinn
gilt Staatenlosigkeit — ebenso wie mehrfache Staatsangehdrigkeit — als Anomalie.
Staatenlosigkeit ist jedoch nicht vilkerrechtswidrig, da es keinerlei Abkommen gibt, das
Staatenlosigkeit verbietet. Die genaue Anzahl der Staatenlosen kann nicht angegeben
werden, UNHCR spricht von weltweit einigen Millionen.

De-jure-Staatenlosigkeit in Folge eines Gesetzeskonflikts

Gesetzeskonflikte kénnen prinzipiell in jedem Rechtsbereich auftreten, wo nicht
aufeinander abgestimmte nationale Gesetze mehrerer Staaten aufeinanderprallen. In den


https://youtu.be/YWfy63Wmdlw?t=36
https://dejure.org/gesetze/GG/116.html
https://dejure.org/gesetze/GG/146.html
https://dejure.org/gesetze/GG/120.html
https://en.wikipedia.org/wiki/Westphalian_sovereignty
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meisten Fallen sind damit negative Folgen verbunden. Vor solchen Gesetzeskonflikten ist
auch das innerstaatliche Staatsangehdrigkeitsrecht nicht gefeit. Somit gibt es theoretisch
ebenso viele Staatsangehdorigkeitskonzepte wie Staaten, praktisch hat sich jedoch das
Abstammungsprinzip und das Geburtsortprinzip herausgebildet. Allein diese zwei Konzepte
reichten aus, um unzahlige Falle der reinsten Form der Staatenlosigkeit — der de jure-
Staatenlosigkeit — hervorzubringen.

de.wikipedia.org/wiki/Staatenloser

Cf.: de.wikipedia.org/wiki/%C3%9Cbereinkommen zur Verminderung der Staatenlosigkeit

Verweigerung der Bescheinigung der Staatsangehorigkeit wegen angeblich mangelndem
Sachbescheidungsinteressese

Sehr geehrter Prof. Wittreck,

mir wird die rechtsverbindliche Bestatigung meiner Staatsangehdrigkeit aus dubiosen Grinden
verweigert (es wurde ein “Sachbescheidungsinteressese” fehlen). Ich kontaktiere Sie da ich eine
Stellungnahme zu lhrer Rechtsposition erhalten mochte. Es geht um das pertinente Dokument des
wissenschaftlichen Dienstes mit dem Titel “Staatsangehdérigkeitsausweis Voraussetzungen und
Versagensgrunde” (WD 3 — 3000 — 234/19) in welchem Sie wiederholt zitiert werden.

Das Rechtsinstitut des Sachbescheidungsinteresses liegt mithin darin begrindet, dass das
Verwaltungsverfahren der Durchsetzung subjektiver Rechte des Blirgers dienen soll. Wenn
die Situation des Grundrechtstragers durch die Durchfiihrung eines von ihm beantragten
Verwaltungsverfahrens unveréandert bleibt, wird diesem Grundanliegen nicht entsprochen.
Ein rein aul3erer Anschein oder die formale Durchsetzung einer Position gentigen in diesem
Sinne ebenfalls nicht. Der Grundsatz der Verfahrensékonomie und der schonende Einsatz
knapper Ressourcen in der Verwaltung streitet insofern auch dafur, nur solche
Verwaltungsverfahren durchzufiihren, die nicht erkennbar zu keiner Verwirklichung von
Rechten fur den Antragsteller fihren kbnnen. Das Verlangen eines
Sachbescheidungsinteresseses begegnet auch keinen durchgreifenden
verfassungsrechtlichen Bedenken.?1

21. Wittreck, Das Sachbescheidungsinteresse im Verwaltungsverfahren, BayVBI. 2004, 193, 195.

Also Sie sehen keine verfassungsrechtlichen Bedenken wenn der rechtsverbindliche Nachweis der
Staatsangehorigkeit verweigert wird? Insbesondere wenn man sich dabei auf “ungeschriebenes Recht”
beruft:

Es handelt sich dabei um ein ungeschriebenes, aber fest etabliertes Rechtsinstitut des
allgemeinen Verwaltungsrechts.?1


https://de.wikipedia.org/wiki/Staatenloser
https://de.wikipedia.org/wiki/Übereinkommen_zur_Verminderung_der_Staatenlosigkeit
https://www.jura.uni-muenster.de/de/apps/personenliste/prof-dr-fabian-wittreck/
http://corona-propaganda.de/wp-content/uploads/WD-3-234-19-pdf-data.pdf
http://corona-propaganda.de/wp-content/uploads/WD-3-234-19-pdf-data.pdf
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Der Grund ware dafur ist nach Ihrer Meinung “Verfahrenseffizienz” (im Klartext: Das es den
angestellten in den Behdorden “zuviel Arbeit macht” mir meine Staatsangehdarigkeit verbindlich zu
bestétigen)?

Der Grundsatz der Verfahrensékonomie und der schonende Einsatz knapper Ressourcen
in der Verwaltung streitet insofern auch daftr, nur solche Verwaltungsverfahren
durchzufiihren, die nicht erkennbar zu keiner Verwirklichung von Rechten fir den
Antragsteller fihren konnen.21

Als Wissenschatftler der in der syllogistischen (Aristotelianischen) Argumentation bewandert ist, sehe
ich prima facie das es sich bei Ihrem Argument um ein “Argumentum ad logicam” handelt (viz., ein
logisch invalides Pseudoargument). Im Klartext: Es macht keinen Sinn!

Also, wie begriinden Sie juristisch valide das meine Grundrechte gebrochen werden? Das Argument “
weil es den Behdrden aus ungeschriebenen verfahrensékonomischen Griinden zuviel Arbeit machen
wiurde” reicht hier definitiv nicht aus!

Dieser Kurze Clip zeigt, wie versucht wird jeden der kritische Fragen stellt a priori mit ad hominem
argumenten zu diskreditieren/defamieren (Reichsbirger, Rechtsradikaler & Nazi,
Verschworungstheoretiker, etc. pp.)

http://corona-propaganda.de/wp-content/uploads/Reichsbuerger-Hetze.mp4

www.youtube.com/watch?v=1WWdNAsSE8Hk

youtu.be/8SCcEdI-Bk

www.youtube.com/watch?v=LIJmaXDfmmtc
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